
Der Würzburger Staatsrechtler Horst
Dreier, prominenter Kommentator des
Grundgesetzes, wurde vor drei Jahren
als Verfassungsrichter verhindert, unter
anderem, weil seine Positionen zur Bio-
ethik der CDU missfielen. Vor den Bera-
tungen des Bundestages über die Zuläs-
sigkeit der Präimplantationsdiagnostik
(PID), die an diesem Donnerstag begin-
nen, erläutert der Jurist hier, warum er
es nicht für verfassungswidrig hält, die
PID in bestimmten Fällen zu erlauben.

Die Debatte über die Zulässigkeit der
Präimplantationsdiagnostik (PID) in
Deutschland leidet unter einem gewissen
Mangel an Präzision. Das betrifft die na-
turwissenschaftliche, in Sonderheit aber
die verfassungsrechtliche Dimension. So
bringen entschiedene Gegner der PID
zentrale Artikel des Grundgesetzes als
Bollwerke gegen eine Zulassung in Stel-
lung. Die Untersuchung an frühen Em-
bryonen wenige Tage nach der künstli-
chen Befruchtung der Eizelle sowie die
mögliche Nicht-Implantation aufgrund
genetischer Defekte, heißt es, stelle einen
eklatanten Verstoß gegen die Menschen-
würde und das Lebensrecht des Embryos
sowie das Diskriminierungsverbot dar.

Träfe das zu, dürfte die PID selbstver-
ständlich auf keinen Fall erlaubt wer-
den, weil das einer Verletzung verfas-
sungsrechtlicher Höchstwerte gleichkä-
me. Parlamentarier, die für eine Liberali-
sierung votieren, müssten sich eines fla-
granten Verfassungsverstoßes zeihen las-
sen. Außerdem wären zahlreiche Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (et-
wa Frankreich, Großbritannien, Nieder-
lande, Schweden und Spanien) wie auch
Israel und die USA anzuprangern, weil
die PID dort erlaubt ist und wir dortigen
permanenten Verstöße gegen Menschen-
würde und Lebensrecht eigentlich nicht
stillschweigend hinnehmen dürften.

Aber: Stimmt diese Sichtweise? Das
Grundgesetz spricht in Artikel 1 von der
Würde „des Menschen“ und in Artikel 2
vom Recht auf Leben, das ein „jeder“
hat. Damit unterstreicht unsere Verfas-
sung einen Wesenszug moderner Grund-
rechte: Es sind Individualrechte, Rechte
jedes Einzelnen in seiner unverwechsel-
baren, einmaligen Besonderheit. Grund-
rechte setzen ein von anderen unter-
scheidbares Individuum voraus. Von ei-
nem derart individuierten Leben kann
aber erst ab der Nidation, also der Einnis-
tung der befruchteten Eizelle im Blasto-
cystenstadium in die Gebärmutter-
schleimhaut der Frau, die Rede sein. Erst
nach Abschluss dieses Prozesses – unge-
fähr 12 bis 14 Tage nach der Befruchtung
der Eizelle – kann man sinnvollerweise
von einer Schwangerschaft sprechen.

Bis ungefähr zum zwölften Tag nach
der Befruchtung ist noch Mehrlingsbil-
dung möglich. Bis dahin haben wir es
zwar mit artspezifischem, aber eben
noch nicht mit individualisiertem Leben
zu tun. Vor der Nidation beziehungswei-
se der Individuation gibt es somit noch
kein einziges, unverwechselbares Indivi-
duum (wörtlich: etwas Unteilbares), son-
dern etwas durchaus Teilbares, ein Divi-
duum sozusagen. Der nur unter dem Mi-
kroskop erkennbare und nur von Spezia-
listen identifizierbare Zellverband im
Blastomeren- oder Blastocystenstadium
befindet sich in einer so frühen, unspezifi-
schen Entwicklungsphase, dass noch
nicht einmal feststeht, ob sich aus ihm
einmal mehrere menschliche Lebewesen
entwickeln oder nur eines. Die Englän-
der sprechen hier nicht vom Embryo, son-
dern vom Prä-Embryo: Es handelt sich
zwar um human life, aber noch nicht um

ein human being, um menschliches Le-
ben, aber noch nicht um einen werden-
den Menschen. Nur in dieser Frühphase
lässt sich eine PID überhaupt durchfüh-
ren, ungefähr zwischen dem vierten und
achten Tag nach Befruchtung der Eizel-
le. In diesem Zeitraum kann aber von ei-
nem Grundrechtssubjekt noch keine Re-
de sein. Grundrechtlich geschützt ist
nicht das menschliche Leben als solches,
sondern nur das einzelne menschliche Le-
ben. Wo es dieses individuelle und mit
sich selbst identische Leben nicht gibt,
kann es auch keine Grundrechtsträger-
schaft geben. Art. 1 und 2 des Grundge-
setzes sind insofern bei einer PID noch
gar nicht berührt.

Doch steht diesem Befund nicht die
überragende Autorität des Bundesverfas-
sungsgerichts entgegen? Zum Beleg wird
immer wieder ein Satz aus der ersten Ent-
scheidung zum Schwangerschaftsab-
bruch von 1975 zitiert: „Wo menschli-
ches Leben existiert, kommt ihm Men-
schenwürde zu.“ Und um menschliches
Leben handelt es sich natürlich auch bei
der befruchteten Eizelle vor der Nidati-
on und Individuation. Um menschliches
Leben handelt es sich allerdings auch
schon bei der unbefruchteten Eizelle
oder bei einer beliebigen Hautzelle, de-
ren Grundrechtsträgerschaft bislang
noch nicht ernsthaft behauptet wurde. Ir-
gendwo muss also eine Grenze liegen.
Das Bundesverfassungsgericht zieht sie
selbst genau bei Individuation und Nida-
tion. Denn in dem genannten Urteil heißt
es an anderer, jedoch bei weitem nicht so
oft zitierter Stelle: „Leben im Sinne der
geschichtlichen Existenz eines menschli-
chen Individuums besteht nach gesicher-
ter biologisch-physiologischer Erkennt-
nis jedenfalls vom 14. Tage nach der Emp-
fängnis (Individuation, Nidation) an.“

Nicht anders hat das Gericht in seinem
Urteil aus dem Jahre 1993 auf „individu-
elles, in seiner genetischen Identität und
damit in seiner Einmaligkeit und Unver-
wechselbarkeit festgelegtes, nicht mehr
teilbares Leben“ abgestellt. Es hat dem-
gemäß in beiden Entscheidungen zum
Schwangerschaftsabbruch die Regelung
des § 218 Abs. 1 Satz 2 des Strafgesetzbu-
ches völlig unbeanstandet gelassen. Dem-
zufolge gelten „Handlungen, deren Wir-
kung vor Abschluss der Einnistung des
befruchteten Eies in der Gebärmutter
eintritt“, nicht als Schwangerschaftsab-
bruch und sind daher zulässig.

Konkret bedeutet das: in vivo, bei na-
türlicher Zeugung, darf die befruchtete
Eizelle im Blastomeren- oder Blastocys-
tenstadium durch Verhütungsmittel wie
die Spirale oder die „Pille danach“ an
der Einnistung gehindert und insofern
abgetötet werden. Im gleichen Zeitraum
in vitro, bei künstlicher Befruchtung und
Untersuchung im Rahmen einer PID, re-
klamieren deren Gegner eine Verletzung
der Menschenwürde und des Lebens-
rechts. Das sei ihnen unbenommen. Nur
können sie sich dabei nicht auf die Auto-
rität des Bundesverfassungsgerichts stüt-
zen. Dessen Rechtsprechung entspricht
eindeutig dem Konzept eines gestuften
vorgeburtlichen Lebensschutzes. Anders
wäre nicht begreiflich, dass das Gericht
eine Rechtslage für verfassungsgemäß be-
funden hat, in der die pränidative Phase
völlig schutzlos gestellt ist und bis zum
dritten Schwangerschaftsmonat eine Ab-
treibung lediglich eine Beratung voraus-
setzt, danach aber die Schutzpflicht des
Staates für das ungeborene Leben die Ge-
stalt einer nur mit wenigen Ausnahmen
versehenen Strafandrohung annimmt.
Nur die Vorstellung eines wachsenden
vorgeburtlichen Lebensschutzes kann zu-
dem erklären, warum wir Spätabtreibun-
gen, also solche jenseits der 22. Schwan-
gerschaftswoche, als besonders proble-
matisch empfinden – anders als bestimm-
te Verhütungsmethoden, die das mensch-
liche Leben in der allerersten Phase vor
Einnistung und Individuation betreffen.

Gleichwohl wurden gegen die Annah-
me einer solchen Stufung im Laufe der
langjährigen Debatte immer wieder ver-
schiedene Argumente ins Feld geführt.
Mit Hinweis auf die Kontinuität der Ent-
wicklung, die Identität zwischen gebore-
ner Person und frühem Embryo sowie
dessen Potentialität, ein individueller
Mensch zu werden, versucht man plausi-
bel zu machen, dass bereits voller Wür-
de- und Lebensschutz „von Anfang an“
bestehen müsse, also mit der Verschmel-
zung von Ei- und Samenzelle. Freilich
kann letztlich keines dieser Argumente
überzeugen.

Das Kontinuitäts-Argument verweist
auf den vermeintlich kontinuierlich ab-
laufenden Prozess von der Befruchtung
bis zur Geburt, der keine Zäsuren kenne.
Aber natürlich gibt es Entwicklungs-
schritte, deren wichtigster die Nidation
ist. Das ist ein enorm schwieriger Pro-
zess, weil ein Organismus einen anderen,
genetisch fremden Organismus aufneh-
men muss. Zwei Dritteln aller befruchte-
ten Eizellen gelingt nach gefestigter me-
dizinischer Erkenntnis bei natürlicher
Befruchtung die Einnistung in den Ute-
rus der Frau nicht; vielmehr gehen die be-
fruchteten Eizellen mit der nächsten Mo-
natsblutung unbemerkt ab. Schon diese
statistisch geringe Quote von einem Drit-
tel spricht eine deutliche Sprache. Die
Biologin Christiane Nüßlein-Volhard
hat einmal bemerkt, es gebe kaum etwas
Diskontinuierlicheres als die Nidation.

Im Übrigen wussten schon die alten
Griechen unter dem Stichwort des Sand-
haufen-Paradoxons (Sorites) um unsere
Fähigkeit, qualitativ unterschiedliche
Zustände zu unterscheiden, obwohl wir
den exakten Zeitpunkt des Übergangs
von einem Zustand (drei Sandkörner) zu
einem anderen (ein Sandhaufen) nicht be-
nennen können. Welches Sandkorn die
Ansammlung von Körnern zu einem Hau-
fen werden lässt, wissen wir nicht. Aber
wir können einen Sandhaufen sehr wohl
von einer Ansammlung von drei Sandkör-
nern unterscheiden – wie wir einen Acht-
zeller von einem Fötus in der 24. Schwan-
gerschaftswoche unterscheiden können.

Das Argument der Identität stellt auf
die Möglichkeit ab, unsere eigene Exis-
tenz etwa mit Hilfe von Fotos oder Ultra-
schallaufnahmen zurückzuverfolgen: bis
in unsere Jugend, unsere Kindheit, bis
zum Zeitpunkt unserer Geburt, noch wei-
ter zurück bis zum Fötusstadium und
zum Embryonalstadium. Aber das funkti-
oniert nur bis zu der Phase der Nidation
und Individuation. Nur bis dahin, also
erst ab dem 12.-14. Tag nach der Befruch-
tung, ist der Satz sinnvoll und richtig:
Das war einmal ich, und daraus konnte
nur ich werden. Für den davor liegenden
Zeitraum, die pränidative Phase, trifft
der Satz nicht zu. Die schon zuvor gegebe-

ne rein genetische Identität ist für die Fi-
xierung des Grundrechtsstatus untaug-
lich, weil wir ja auch eineiige Zwillinge
als zwei verschiedene Individuen und
Grundrechtsträger ansehen. Genetisches
Programm und Unverwechselbarkeit ei-
nes Individuums sind eben nicht dassel-
be. Solange Mehrlingsbildung möglich
ist, stehen Individualität und Identität
des Embryos noch nicht fest.

Und die Potentialität? Hier wird der
spätere volle Rechtsstatus des geborenen
Menschen auf das frühe Stadium der em-
bryonalen Entwicklung rückprojiziert.
Fasst man das Argument im Sinne einer
notwendigen Bedingung, so stellt sich
die Frage, warum das nur ab Kernver-
schmelzung gelten soll. Denn eine gewis-
se Potentialität zu späterer Menschwer-
dung wohnt bereits der unbefruchteten

Eizelle und jeder Samenzelle inne, ohne
dass wir ihnen Grundrechte zusprechen
würden. Fasst man das Argument eher
statistisch, stellt man fest, dass die Poten-
tialität selbst der befruchteten Eizelle in
vivo eher gering ausgeprägt ist, weil zur
Einnistung eben nur jede dritte Zygote
gelangt. In vitro fällt die Eigenpotentiali-
tät einer Fortentwicklung noch geringer
aus. Denn ohne eine von medizinischer
Seite vorzunehmende Implantation ist
die Blastocyste nach zehn oder zwölf Ta-
gen im Reagenzglas zum Absterben ver-
urteilt. Niemand wird eben ohne Mutter
geboren. Im Übrigen handelt es sich bei
der Zuschreibung eines späteren Rechts-
status auf einen früheren Zeitpunkt ganz
allgemein um eine nicht risikolose ge-
dankliche Operation. Der Bioethiker
John Harris hat mit typisch britischer
Schärfe einmal angemerkt, wir alle seien
gewiss potentielle Leichen – dies sei aber
kein guter Grund, uns schon jetzt als sol-
che zu behandeln.

Menschliches Leben in der pränidati-
ven Phase genießt also nicht in gleichem
Maße rechtlichen Schutz wie in späteren
Phasen und schon gar nicht wie bei gebo-
renen Personen. Fehlende Grundrechts-
trägerschaft bedeutet indes keinen Frei-
brief für einen beliebigen Umgang mit
frühen Embryonen, schließt vor allem un-
sere Pflicht zu einem verantwortungsbe-
wussten Umgang mit menschlichem Le-
ben auch im pränidativen Stadium nicht
aus. Wo und wann immer sich Mehrhei-
ten für die begrenzte Zulassung der PID
gefunden haben: 2003 in der Bioethik-
Kommission Bayern und im Nationalen
Ethikrat, 2004 in der Bioethikkommissi-
on beim Bundeskanzleramt in Öster-
reich, 2005 in der Nationalen Ethikkom-
mission im Bereich Humanmedizin der
Schweiz, 2011 in der Leopoldina und im
Deutschen Ethikrat – immer hat man für
streng konditionierte Zulassung unter
ausdrücklicher Beschränkung der Indi-
kationen und mit verfahrensrechtlichen
Sicherungen votiert.

Aber auch diese Sicherungsvorkehrun-
gen setzen natürlich voraus, dass es sich
bei dem frühen Stadium der Embryonal-
entwicklung noch nicht um einen Men-
schen handelt, auch nicht um einen „em-
bryonalen Menschen“. Wenn es bei unge-
fähr zwei Dritteln aller befruchteten Ei-
zellen nicht zur Einnistung und somit
auch nicht zur Schwangerschaft kommt,
man aber andererseits diese Frühphase
als „embryonalen Menschen“ tituliert,
dann folgt daraus – wie Richard Schrö-
der zutreffend dargelegt hat – mit zwin-
gender Logik der Satz: Zwei Drittel aller
Menschen werden nicht geboren. Dieser
Satz scheint nun absolut nicht sinnvoll.
Mehr noch: Er könnte sich als moralisch
verheerend erweisen. Denn wir tragen,
um noch einmal Richard Schröder zu pa-
raphrasieren, auch eine Verantwortung
für unsere Sprache. Und die könnte bei ei-
ner solchen – gewiss gut gemeinten – Re-
deweise zu der Vorstellung führen, es gä-
be nicht nur überzählige Embryonen (die
gibt es weltweit zu Hunderttausenden),
sondern überzählige Menschen. Das ist
nicht nur verfassungsrechtlich inakzep-
tabel, sondern auch theologisch Unfug.

Die begrenzte und an strenge Konditio-
nen gebundene Zulassung der PID hinge-
gen trüge dem Umstand Rechnung, dass
menschliches Leben im pränidativen Sta-
dium noch keinen Grundrechtsschutz ge-
nießt, andererseits aber dem berechtig-
ten Kinderwunsch der Betroffenen ent-
sprochen werden könnte. Weder das Ver-
fassungsrecht noch christliche Theologie
stehen einer solchen Zulassung entge-
gen. Der Gesetzgeber ist frei.

Diesseits der Grenze zum Menschen
Die Präimplantationsdiagnostik verstößt nicht gegen die Grundrechte der Verfassung / Von Horst Dreier

Vor der Einnistung in die
Gebärmutter ist der Embryo kein

Individuum, sondern ein Dividuum

Das Kontinuitäts-Argument ist
problematisch: Drei Sandkörner
sind noch kein Sandhaufen . . .

Wie sinnvoll ist der Satz:
„Zwei Drittel aller Menschen

werden nicht geboren“?
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